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/.Im Namen des ·Volkes 
Aus der ganzen Bl,mdesrepublik häufen 
sich die Meldungen über Terrorurteile 
gegen Mitglieder der Außerparlamenta­
rischen Opposition. 8 Monate Gefängnis 
für Cohn-Bendit, weil er über Polizei­
Absperrgitter gesprungen war, als man 
dem Diktator Senghor in der Pauls­
kirche den Friedenspreis überreichte. 
1 Jahr Gefängnis für Gerhard Paar 
aus Gießen, weil er sich nach dem 
Mordanschlag auf Rudi Dutschke daran 
beteiligte, die Auslieferung der volks­
verhetzenden Springer-Zeitungen zu 
verhindern. Die Beispiele lassen sich 
fortsetzen; zudem steht noch eine regel­
rechte Prozeßlawine gegen Teilnehmer 
der Anti-Springer- und Anti-Notstands­
aktionen in der ganzen Bundesrepublik 

. bevor. Mit Terror wird auch die Frei­
heitsberaubung im Gerichtsverfahren 
selbst sichergestellt: Ordnungsstrafen 
bis zu .drei Tagen Haft für Fragen an 

· den Vorsitzenden, Saal verweis und 
Geldstrafen von 600 DM für den Pro­
test gegen kriminelle Urteile. Die Ge­
richte funktionieren ähnlich wie die 
Greiftrupps der Polizei: sie schnappen 
sich einzelneDemonstranten heraus, um 
an ihnen ein abschreckendes Exempel 
zu_ statuieren. Sie schlagen wild um sich, 

wenn sie nach demokratischen Legiti­
mationen ihrer · Handlungen gefragt 
werden. Vergleicht man diese Justiz mit 
anderen Prozessen: 200 DM Geldstrafe 
für einen Kirchenbesucher, der Rudi 
Dutschke mit einem Spazierstock zu­
sammengeschlagen hat, ein paar Jähr­
chen oder Freisprüche für tausendfache 
NS-Mörder, keine Verfahren gegen diE 
Organisatoren der kriminellen Polizei­
einsätze am 2. Juni in Berlin und zu 
Ostern in der ganzen BRD, vereinzelte 
Verfahren gegen „Exzeß"-Täter wie 
Kurras, die meist mit Freisprüchen 
enden - so zeigt sich das ganze Aus- · 
maß richterlicher „Unabhängigkeit". 
Die Richter verfahren nach dem Motto 
„Den Täter haben wir, die Tat läßt sich 
schon finden". Sie legalisiei;en, was ih­
nen Springer lange genug vorher klar­
gemacht hat: die politisch bewußten 
Studenten, Schüler und jungen Arbei­
ter sind Kriminelle. Die Justiz ist zum 
verlängerten Polizeiknüppel geworden. 
Das Bewußtsein der Richter, überhaupt 
weiter Teile der Öffentlichkeit begreift 
politische Opposition nur noch in den 
Kategorien der Polizei: Randalierer, 
Schmarotzer, Störer, Terroristen. Seit 
in den Oster- und Anti-Notstandsaktio-

nen deutlich wurde, daß si.ch das mora­
lisch~ Protestbewußtsein der an den 
Massenaktionen gegen den Vietnam­
krieg Beteiligten in ein politisches ver­
wandelt hat, werden die Außerparla­
mentarische-Opposition-Aktionen nicht 
mehr als „Ordnungsw:idi;igkeiten" ge­
wertet, sondern als Taten 'schwerer Kri­
minalität. Pq.ragraphen werden ange­
wandt, die der Wilhelminische Obrig­
keitsstaat gegen die Arb~iterbewegung 
geschaffen hatte (Aufruhr, Auflauf, 
~andfriedensbruch). Gegen eine sich 
politisch selbsttätig organisierende Be­
wegung muß ein System, das seine Sta­
bilität formaldemokratisch verdeckter 
Gewalt verdankt, zu offeher Unterdrük­
kung greifen. Der massive Polizeiterror 
soll vor weiteren Aktionen abschrek­
ken, hat aber selber noch 'verstärkte 
Solidarisierung zur Folge. Vor Gericht 
nun werden die Demonstranten zu 
„Rechtspersonen" vereinzelt und von 
der Solidarität ihrer Genossen getrennt. 
Die Folgen gerichtlicJ;i.er Freiheitsberau­
bung sind h arter als die Schläge der Po­
lizei. Sie zerstören die bürgerliche Exi­
stenz: durch Disziplinarverfahren an 
der Universität, · Abbruch der Ausbil­
dung, Auflösung der Ar~~itsverhältnisse. 
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Klassenjustiz 
Deshalb sch"eint auch exemplarische 
Bestrafung einzelner Demonstranten 
den . Herrschenden wirkungsvoller zu 
sein, denn sie erzeugen langfristig 
Angst vor Massenaktionen. Gerichts­
verfahren mobilisieren auch weniger 
die Restbestände einer liberalen Öffent­
lichkeit, die die Knüppeleinsätze als 
unmittelbare Gewalt noch bisweilen 
aktivierten. Ihnen erscheint die Gewalt 
des Gericlits·- und eines Gefängnisses 
mcht mehr als Gewalt, sondern als 

. Recht, wird doch dort nur noch iiber die . 
,,Gew~ltt~i_gkeit" des Angeklagten ver­
h_c!~!ielJ. Die Außerparlamentarische 
Opposition behält gegen diese Verein­
fachun_gsstra~~- nur dann ihren Ak­
tjonsspielraum, w,enn es ihr gelingt, ihre 

..eigenen. Mitglie~ied~­
senhaft zu mobilisieren. Das muß auf 
zweierlei Weise geschehen: 1. durch die 
.rndikale_.Her.s.iclh!_ng der Öffentlichkeit 

___!!!LG.erichtssaal, d. h. massenhafte Ak­
tj__qne!l, die deytlich machen müssen, daß 
mit dem einen Angek:1agten sich die ge­
sfillli~~~A ußerpar lal'l!en tarische.-Öpposi­
tion .als mitange]_51.!.gt_b_etrachtet, so daß 
sich die gleiche $olidarität,herstellt, die 
auf der Straße 'geheffsch't hatte. Die 
politischen Gehalte der Prozesse müß-

ten auch in ihren juristischen Vermitt­
lungen im Gerichtssaal artikuliert und 
durch Demonstrationen sinnfälig ge­
macht werden. Die Außerparlamenta­
rische Opposition muß die Prozesse um­
funktionieren und gegen die Repräsen­
tanten des autoritären Staates, gegen 
die Mitglieder des Gerichts führen. 
2.,_Eine Organis.~tiol) und Yor1?~1:eitung_ 
:'-lQil Aktionen müßten außerdem die Ver­

.bindung zur Hochschulrevolte und den 
an der Universität gewonnenen Erfah­
rungen hers1gllen..._Pazu mussen auf 
teach-ins die Prozeßerfahrungen disku­
tiert und in die Wissenschaftskritik an 
den Juristischen Fakultäten einbezogen 
\verd.en~~dererseits müßten- sich kri­
tische Juristen organisieren, die die Pro­
zesse vorbereiten helfen. - Die jewei­
ligen Betriebs-Basis.m:._uppen müßten 
Informationen über anstehende Arbeits-
und Sozialgerichtsprozesse (z. B. Kün­
digung, Entschädigung) aus den Betrie-
ben liefern, damit durch die Herstellung 
von Öffentlichkeit auch in diesen Pro­
zessen unmittelbar Betriebskonflikte in 
das Verfahren einbezogen werden. Um­
gekehrt müssen in den Betrieben ,selbs'.J 
solche V erfahren politisch diskutiert 
werden. . 
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Ordnung 
Urteil vom 10.6.1968 gegen Linda de Vos (AG München) 

A GR Dr. Woerle: ,,Eine Gefängnisstrafe erscheint deshalb 
zweckmäßig, um andere vor solchen rechtswidrigen Hand­
lungen abzuschrecken und der zunehmenden Barbarisie­
rung des politischen Kampfes Einhalt zu gebieten. Diese 
Form der Auseinandersetzung führt zum Kampf aller ge­
gen a lle, den ein Ordnungsstaat nicht ·zulassen kann." 

Anmerkung: Der im Grundgesetz garantierte demokrati­
sche und soziale Rechtsstaat wird durch den „Ordnungs-

' staat" ersetzt. Für AGR Woerle, offensichtlich ein Schüler 
des nationalsozialistischen Staatsrechtsideologen Carl 
Schmitt, ist der Staat der Garant, der allein den Bürger­
krieg verhindern kann und muß. Bürgerkrieg droht aus 
jedem Angriff gegen die bestehende Ordnung. Dies hebt den 
politischen Kampf aller gegen alle durch eine zentrale und 
allmächtige Regierungsgewalt auf. Jede Opposit ion gegen 
die jeweils Herrschenden ist ein Angriff gegen die innere 
Ordnung und Sicherheit und bedeutet dadurch zugleich, 
daß der Staat den Bedrohungen des äußeren Feindes 
schut zlos ausgeliefert wird. · 

Ernst Fors thoff, ein jüngerer Ideologe des autoritären 
St~ates, umschreibt das so: ,,Opposition bedeutet heute 
lediglich eine Positionsvariante innerhalb des Gesellschaft s- . 
systems" (Merkur-Heft 241, Mai 1968, Seite 406). Daraus lei­
t et er ab, daß die Menschen sich dem Staat noch weiter an­
passen müssen (408) und daß „nur das Bollwerk eines star­
ken,- Staates ... die Völker davor ... schützen" kann, ,,zum. 
Krjegsschauplatz weltrevolutionärer Auseinandersetzungen 
zu ~erden" (414). 

Die Konsequenz dieser faschistischen Staat sauffassung 
führt dahin, daß jede Opposition, die mehr al,s „eine Posi­
tionsvariante innerhalb des Gesellschaftssystems", das heißt 
der bestehenden Herrschaftsordnung, ist, zum Bürger­
kriegsversuch erklärt wird, wie es nicht nur in diesem Ur­
t eil geschah. Damit ist die Sozialschädlichkeit und Rechts­
widrigkeit von Demonstrationen festgestellt; die politische 
Notwendigkeit von hohen und abschreckenden Strafen er­
.gibt sich von selbst. 

! 
. ; 

I 
1 

\ . 

1 

Die Prozeßwelle· zur Zerschlagung der Außerparlamentarischen Opposition rollt an. 
Schauprozesse werden nicht mehr nur in West-Berlin oder München durchgeführt. 
In Tübingen laufen 152 Verfahren gegen Demonstranten, in Heidelberg ca. 206, von denen 
inzwischen 120 eingestellt sind, die aus einer Selbstanzeigeaktion resultierten. In Frank­
furt wird in etwa 200 Verfahren ermittelt, nacl;i Ostern wurden alte Einstellungsbe­
schlüsse wieder aufgehoben, gegen einige Genos~en laufen weit über zehn Verfahren. 
In Konstanz müssen Polizei und Justiz 164 Fälle untersuchen, in Hamburg 186, wozu 
noch 300 Anzeigen und Selbstanzeigen wegen Verletzung der Bannmeile kamen, die 
dort besonders groß ist. ·-
Und ermittelt und gerichtet wird außerdem- in Berlin, Flensburg, Kiel, Bremen, Han­
nover und Göttingen; in Essen, Bochum, Düsseldorf und Bonn; in Marburg, Gießen 
und Darmstadt; in Baden-Baden, Eßlingen u:µd _ Freiburg und bei _ allen ander:en zu-
ständigen Stellen. : 

Wirksame Hilfe erfordert sehr viel Geld! 
Wir bitten dringend um Spendf:n, . um allen Verfolgten wirk­
sam anwaltlich und publizistisch helfen zu können. über alle . 
eingegangenen Beiträge w"ird öf f entlieh Rechenschaft 
abgelegt. 

Bitte spenden Sie an: 
Republikanische Hilfe 
Frankfurt am Main, Telefon 77 60 68 
l(onto: Dresdner Bank 282 880 
oder: 
Rechtshilfe des Republikanischen Clubs 
Berlin-West, Postscheckkonto 2035 45 

)< . 

Alle demokratischen Juristen, An,wälte, Wissenschaftler sind 
aufgefordert, sich als '·Verteidiger _oder Gutachter zur Ver­
fiigung zu stellen. 
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Willkür 
Urteil vom 17.4.1968 LG Bremen (in NJW 68, 1889 f.) 

Die an I eine Menschenmenge gerichtete Aufforde­
rung, sich zu en tfernen, ist rechtmäßig, _wenn der örtlich 
und sachlich zuständige Beamte im Bewußtsein seiner Ver­
antwortung und unter bestmöglicher Abwägung der im 
Grundgesetz verbrieften Grundrechte einerseits ( ... ) und 
der durch § 116 StGB geschützten Rechtsgüter andererseits 
(öffentliche Sicherheit und Ordnung) sein Einschreiten für 
nötig und sachlich gerechtfertigt halten durfte." 

Die Rechtmäßigkeit von Amtshandlungen ist nun nicht 
me0r, recht sstaatlichen Grundsätzen entsprechend, nach 
objektiven Gesichtspunkten nachzuprüfen, die Überzeugung 
des zuständigen Beamten erzeugt selbständig Recht. Wie 
solche Überzeugung im konkret en Sachverhalt zustande 
kommt, schildert der Bundesgerichtshof in einem anderen 
Fall: ,,Die Vollzugsbeamten ... müssen sich meist auf die 
Ermittlung des äußeren Sachverhalts beschränken und 
dann ihre Entschließung rasch, oft unter schwierigen äuße­
ren Umständen, treffen und alsbald tatkräftig durchführen, 
ohne sich dabei auf verwickelte rechtliche Erörterungen ein­
lassen zu können" (BGH NJW 68, 710, 714), das heißt, daß 
Polizeihandlungen grundsätzlich rechtmäßig sind. 

Der BGH fährt in seiner Argumentation fort, die danach 
nur als reiner Hohn aufgefaßt werden muß: ,,Diese Vor­
aussetzungen wirksamer polizeilicher Vollzugstätigkeit sind 
so offensichtlich, daß jeder einsichtige Bürger, der Or dnung 
und Sicherheit wünscht, sie erkennen und sich ihnen zu­
nächst beugen muß, wobei ihm der Gebrauch der zulässigen 
Rechtsmittel offensteht" (BGH, a. a. 0.). 

Selbst wenn Polizeibeamte offensichtlich rechtsw\drig han­
deln, muß der Bürger sich ihnen fügen. Den empfohlenen 
Rechtsweg sollte er lieber nicht einschlagen, denn nach den 
vorhergehenden Sätzen ist r echt swidriges Handeln der Po­
lizei für ein Gericht wohl nie erkennbar, so daß sich der 
Bürger vielleicht noch wegen Widerstandes (§ 113 StGB) 
oder fals_cher Anstjmldigung (§ 164 StGB) zu verantworten 
haben wird. 

.,, 

.. 
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P 
· die Erfülhmg der Tatbestandsmijßigkeit 

olitische Analyser;i erf~ssen Zusam- soll die Rechtswidrigkeit der Handlung 
menhänge, die sich nicht in dem guten gleichsam autmmatisch „indizilaren". Der 
oder bösen Willen der Beteiligten Sprung von der puren. Tatsacllenfest,­
erschöpfen. Im juristischen Begriffs- stellung zur Konstatierung des: lJnrechts­
schema dagegen schrumpfen die Zurech- gehalts zeigt jedoch scmm. an,. daß in die 
nungsformen aufs Wissen und Wollen Gesetzesbegriffe Wer1Jung_en einge­
eines personalen Täters zusammen. schlossen sind. - Will mamsii::h nicht auf 
Allemal ist diese Reduzierung entpoliti- die selbst für manche Jul1isten...zweifel­
sierend : ob nun die Berliner Senatspoli- hafte Wertrieli.tralität del!' Legplbestim­
t ik in der „vegetativen Labilität" eines mungen berufen, so mach11. mafudie Su.b­
Kurras verschwindet oder· etwa nur sumption zur „Termi.nologi:efi:a:ge". Für 
noch d ie Handbewegung unteJ:?suchtwird, 
mit der Steine ge:worfen WGllden sein 
sollen. Obj~lfüve- polilfäche G.ehalte wer­
den zu „idealistischen.Motiven" stilisiert: 
,,Politik" wird zu einer- besonderen Vor­
satzform. Das B.eh.arr.err. von Zeugen. und 
Verteidiger.n auf efüer Betrachtung; der . 
politischen Hintergründe und des Ven­
haltens der PG!izei'. wird beendet d\.mch · 
den ungeclilldfgeru Hinweis de,; Rix:htens; 
daß man doch wieder „zur SacheJ'· koru.-­
rnen wolle. 
Für ein autoritäres Bewuß.tsein gµ:,:t es 
kein Anwendungsprobi.em v:Gn. Rechts­
sätzen und damit auch ltein. Auslegungs­
problem. Daß etwa die Tatbestände der 
§§ 115, 125 StGB (A1ufrulu:, Landfriedens­
bruch) aus ihrer E'"ntstehun:gi;ieit zu er­
klären (sie richteten. sich• I8!1,r primär ge-
gen Arbeiter), alsonichtunproblematis<lh 
auf die heutigen Demonstrationsfonnen 
und , ihre Grünae- anzuwenden s.eien, . 
wird verdrängt diliJ!th die Beru.fung auf-

. den eindeutigen „Wertlaut". - ID.ie·Fest­
stellung der Tatbestandsmäßigkeit stelle. 
zudem eine „wertneutrale Subsum!'ticn(' 
des Sachverhalts unter ein Gesetz dar·­
a ls seien Begriffe wie „Zusam.'fl').enrot­
tung", ,,Menschenmenge", ,,Gewalttätig­
keit", ,,Störung der iHfentlich:en Ord­
nung" gerade für ein S.ubjeltt. wert-' 
neutral, das im Prozeß. brav fordert: 
„Ordnung muß sein." Die juristisr.he 
Technik verrät sich freilich selbst: denn 

P olizeiaussagen erkennt man zunächst 
daran, daß das Gericht ihnen glaubt. 
,,Die uneidliche und überzeugende Aus­
sage des. Zeugen Wendt" machte laut 
mündlicher Urteilsbegründung im Paar­
Prozeß glaubhaft, daß der Angeklagte 
den Polizisten geschlagen h abe. Eine 
überzeugende Aussage eines Beamten, 
die no·ch dadurch unterstrichen wird,.daß 
Paar zu ,diesem Zeitpunkt nur von. Poli­
zisten UfT!geben war, vo'n denen aller­
dings keiner mehr aufgetrieben werruetil, 

' konnte, der den Schlag gesehenr hätte: 
Für die Glaubwürdigkeit des Zeugen 
sprach auch noch, daß er „nichts gesagt'' 
hat, ,,was den Angeklagte.n zusätzlich 
o:efa'ste:ulm"'inmtfel~. IDID- Polizeibrauch, derTu 
Pfrr~dawem m:efür anzudichten' a lle:;, EJr..:. 
dimlmfub:e: anzudichten, ist offenbar ~­
_timtsbekaunt. 

Was- Pofrzeim.1ss~ n weiterhin inten::. 
essanill: marnt, fäll!, daß sie vorher ein.­
geübt werdem:.. Im: Cohn-Bendit-Prnzeß 
wirkte. das schon kabarettistisch: :BA 
Hanrrover hielt zwei Polizeizeugen das­
Bild entgegen, das zeigte, wie Cohrr­
Bendit. im._ w:ili:~riff abgeführt wurde. 
Da J:i"ofu jJ:!d.er der Zeugen, sie wurden 
hfu:ter.eimmdev ~ennt vernommen, 
dl:n. mchtert Ziei~finger, deutete auf 
das Bild' und! SJl1r.a:ch: ,,Sehen Sie !furt 
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J.UR1STENBUD'P · 

~ ist eine kritische Zeiturrg„ <il!ie:.von der 
, Ad-hoc-Grum>e an der .Jlwristischen. 
~ Fakultät der FU Berlin. b.emnsgege- t 

ben wircU (,J:tedaktion: Ch. Eäm:; 1 Ber- . 
lin 45, Osdor:!ler Straße 21). Sie. diskl,!­
tiert neben; hGchschulpolitischen Pro~ 
blemen vol' allem Probleme, der poli­
tischen JustiZI. In der letz:te:Fr. Nummer 
waren Artikel über eili:e':' Rin'gvor-­
lesung, Studienreform; W'i'cfem;tands­
recht; Taktik der Polizeir uon Gericht 
und über Landfriedenst!lmli:cm: 

den Frankfurter Staatsaruw.alih l!Jchmann 
war 'd ie in der· Paulskirche geplante Ge­
~nlaudatio selbstverständlich ein „stö­
iendes Eindringen", er:l!fil.lte also „offen · 
sichtlich" den gesetzlirlmnl 'Eafüestand. 
Oder § 178, GVG (Ungel.,üfu,- v011 Gericht) 
sei anwendbar; weil det"'E'etFoffene sich 
ungebührLich· benommen habe. Mit solch 
tautologischen Evidenzem srnmert man 
sich gegen jede, auch methr.odol'ogis'ch ge­
sicherte Begrüudung ab. 

Seitdem allerdings das: Bundesverfas­
sungsgericht eine ver:fasi;u.m:gskonforme 
Gesetzesauslegung urrcf Ptri!Ifung der 
~ . ' 

die· Muskelanspannung. Der Angeklag-te 
leistete heftigen Widerstand!" . 
Als ein Demonstrant Ostern- in Frankfurt 
in Polizei~wahrsam gebracht wurde, er­
fuhren henimstehende Poti~isten , von 
ihrem Vorges~tzten, daß er- Widerstand· 
geleistet habe. Panitz deutete sicherheits­
halber glei:'chJ die Zeugen aus : ,,Du, du 
und du, ihrliabt es gesehen !" 
Damit diec .PblizeizeUgJmi s-:iiili: in der 
Iilauptverlrandföng nful:m' vem;prechen, 
werden die;, die draußem lilfui:b:em müssen, 
üBer den Venlauf dau~ iirlormiert. 
Auf der Z'eugimbank oder a1!lcih bei der. 
Pl!esse sitzen die Kollregjt~, die häufig. 

S eit dein 1. Oktober steht der per­
~ische Kommilitone Verzan:d:eh-S habe­
stll;ani vor· del! zweiten G'reß'en Straf­
kammer des lLG l\/Ioabit in. West-Berlin 
unter Anklage. Er soll als „Rädelsführer" 
eiaes schwerem: Landfriedensmrochs ver ­
u11tei lt wer.den, weil er ami 2: Juni 1967 
bei der Amkurnft des Schafü, Jilio,thmisch 
geklatscht und sich an Sl]>rellhrl:rör.en be­
teiligt hat. Ein halber Nfänat Verhand­
lungsdauer ist geplant. 

V. h.aite keine Gewalttätig}teiten began­
gen. Willkürlich wurde er yerftaftet und 
verprügelt: Das an ihm b:«g;;rrgene Un­
recht, die Kriminalität volill Fttiii'gelberli­
nem und Jubelipersern, sile'ü jedbch nicht 
zur Verhanillung an. 

In der Übersetzung den' .A!lllilggeschrift 
fanden sicli u. a. solche Sätze.vne: ,,Wäh­
rend an dem linken J ochbcm:iufäs Zeug~n 
Becker ein-eo @:ießltanne (gi!m"lrullt ist ein 
Wassecy;erfer!) der Mosaikstraße , •• " 

Rechtswidrigkeit für notwendig erklärte, 
kann der Richter nicht mehr selbstver­
ständlich Handlungen als, 11echtswiddg 
hinstellen, ·weil sie· Strafgesetze verlet­
zen; die· Rechtsgüter, die sie schützen -
h ier vornehmlich die öffentliche Sicher- · 
heit und Ordnung - , müssen „abge­
wogen" werden gegenüber den Grund­
rechten. Die Richter freilich wissen sich 
aus der Affäre zu ziehen: Entweder wird 
lapidar - im Gegensatz zur höchst­
richterlichen Rechtsprechung - verkün­
det: ,,Die Taten d'es Angeklagten waren 
rechtswidrig, sie sind nicht gerechtfer­
tigt. Das R'echt. der freien, Meinungs­
äußerung besteht nur im Rahmen der 
sonstigen Gesetze, der Angeklagte-. ist 
dm,ch nichts gehindert,. seine Meinung 
ohnec Verstoß gegen. Strafgesetze, kundr 
zugeben" (AG München, vem 7~ 6. 1968 
gegen Schmitz-Bender ). Oder: Der Rich­
ter läßt sich auf eine GrunGlre.chtsinter­
pretation ein, die we'der dur.ch politische 
noch historische Argumente- gestützt 
ist, nur durch dfe Berurnng auJ; den GG­
Komment aT von Maunz-E>ü:llig, Danach 
stehen die Grund-rechte dem Einzelnen 
vornehmlich· dem Staat gegenüber zu. 
Springer mit seiner quasi- öffentliche'!.'!. 
Monopols tellung wird zür Pl'icvatpersen, 
der gegenüber Widerstand nur legitim 
ist, wenn er „unvermeidbar", ,,der 
letzte Ausweg'" ist. Dem Angeklagten 
stand abell - als ob es kein Parlamen­
tarismus-Problem gäbe - stets das Pe­
titionsrecnt zu. Schließlich hätte auch 
Springer sich auf seine Grundrechte· be­
rufen können - und dann hätten wir 
bürgerkriegsähnliche Zustände. bekom­
men - und das darf doch nicht sein -
und wo kämen wir da hin. ... 
Die viefäeschworene „ju.diziäre Sach­
lichkeit" hätte sich in der Rationalität 
von Argumenten zu zeigen, nicht in der 
Regungslosigkeit der Beteiligten, die bis 
zum Zynisprns geht, wenn voller Gleich-

hinaus müssen, um dbrt die Zeugen­
vern.ehmung z1:1m letzten Male abzu-
sichern. . 
Ein geschickter Anwalt kann ungeahnte 
Kom0iEati0nsm.ögLichkeiten- beir Polizei­
zeugen hervorrufen. Einern Zeugen 
wurde das Würgebild von Cohn-Bendit 

gültigkeit Freiheitsstrafen beantragt 
oder verkündet werden. Autoritäre Ver-­
haltel'lsweis.en verraten sich zudem i.n 
Reflexionsverdrossenheit und Argumen­
tationsdefizit. Der Richter erlaubt keine 
Fragen, die seine Äußerungen selbst be­
fragen.; er beläßt seinen Horizont im·Un­
problema-tischen, Unbewußten - alles, 
was er sage, trage eben zur Sache bei. 

· Dabei hat er stetS' die materielle Dro­
hung aer grünen Büttel samt Handschel­
len im Hintergrund. Für seine „sitz.ungs­
polizeilichen Anordnungen" fühl t er sich 
niemandem gegenüber zu einer Begrün­
dung.. verpflkhtet: ,,Es ist so, weil ich es 
sage" (Schwalbe)~ · 

. Das Maß irrationaler Leerformeln: ideo­
logischer Legitimationen der Richter ist 
selbst nur AusdTuck der p0litiscl'len und, 
soziologischen Bed'ingungen, von denen 
sie zu aostrahiei:en meinerr. 

... 

f 

mit der Frage gezeigt, ob das Kö:i;per­
verletzung,sei. Ein klares „Nein " wardfe. 
Antwort. Die- zweite-Frage; ob Körper­
verletzung vorl'iege, wenn Zivilisten auf ' 
die gleiche 'Art einen Polizisten trüg:Jn, 

. wurme mit einem ebenso klaren „Ja,;· 
~ean±wortet, da dann jai W.iderstand vor­
liege. 

\ 

Rechtssiche-rheit 
Das Gericht setzte nach längerer Be­
ratung die erste Verhan dlung aus und 
bestellte mangels eines eigenen Ur teils 
über den Wert der Übersetzung einen 
Sachverständigen vom Seminar für indi­
sche und iranische Philologie. 

So droht V. eine neue Gefahr . Am 
22. November läuft seine befristete 
Aufenthaltsgenehmigung ab. Auf diesen 
Tag hat der pers ische· Geheimdienst SA­
V AK schon lange gewartet. 

. Kidnapping, 
Am 24. September 1968 wurde in . 
Frankfurt in. den Milftagssämden von 
der Hauptgeschäftsstraße weg Nader 
Fatahi von zi'vilen Polizisten:. geknid­
nappt. Dem iranischen Schriftsteller 
wiild "1. a. Rädelsfül'lrerschattpeüruLand­
friedensbru~ vorgeworfen. Seit diesem. 

Tag ist er im Untersuchungsgefängnis 
eingesperrt, mit der Begründung, er 
sympathisier e mit dem SDS, der be­
kanntlich Leute untertauchen lassen 
könne. Außerdem sei e ine so schwere 
Strafe zu erwarten, daß er auch gegen 
eine hohe Kaution nicht von der Haft 
verschont werden könne. 

Nader Fatahi ist praktisch schon ver~ 
urteilt, wenn es nicht gelingt, während 
des Verfahrens die Scheinbegründung 
für das schon vorweggellommene Urteil 
zu entlarven. Fatahi war'auf Bildern der 
Senghor-Demonstration während der 
Buchmesse neben Cohn-Bendit zu sehen; 
er soll mit anderen Frominenten ge­
sprochen haben und hielt einmal ein 
Megaphon in der Hancl. Damit gilt er als 
Ver.brecher, ais Rädelsführer. 

Am 21. Okto.ber. willGl· im Frankfurter 
GeFichtsgebäude, Teil .A, Raum 1'64, um 
9 Uhr der Prozeß gegen ihn beginnen. 
Die Jus-tiz wird' bew.eisen müssen, aaff 
sie sich nicht auch nm:h.· zum Büttel, des 
Sch;lhs VOI) Persien machen- lassen will . . 

....----, "l' 
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E'ine WestberU::~~Finna e;_tließ im 
Jiul!ii ! 967: fristlos.· einen. Angestellten, 
w:eff er .mit einer Plakette :,Enteigp.eh 
Springer" am . Revers zur Arbeit el"­
schienen, _wai::.~ S~ine Klagß wies das 
Be:uliher Arbeitsgericht mit der Be-

' grü,nd1mg ab; daß „es sich bei, dem 
Verhalten, des Klägers-·urn eine'Te.chts-' 
widrige innerbetriebliclie Betätfgung. 
im Sinne- des Betr-iebsverfä:ssungs,-. 
rechts handelt, weil er seine Arbeits­
kolfägen und' alle· anderen im Betrieb 
Anwesenden zu politischem Handeln 
oder -zumindest zu Streitg,es2räcnen 
über politische Fragen. herausgefor­
dert hat • ~ ~ Die Werlil.e.tärtig_keft des 
Kfä@=rs:' wau gi;eignet, . . die- Bebiebs.­
·crnihung, und; derr. ~etriebs,frieden zu 
uefänrdem ... 
~ • 1 

E>feses: Urteil kann sich auf die Leit-

entsmeidung des Bundesarbeits-· 
gerichts, (BAG).-vom 3. Dezember 1954 
berufen, wo e·s, heißt, ,, . . . daß es- für 

· die Gefährdung des Betriebsfriedens 
durch das Verhalten des Klägers nicht 
nur a1;1'.ti- die Einstellung, der Arbeit­
nehmerschaft des Bettiebes, sondern 
auch• auf die des Arbeitgebers an­
kommtr der · geBauso z1:1m Behieb· ge­
hört wie. der Arbeitnehmer. Der 
Arbeitgeber ,aber hatte sich· wfeder- ' 
holt die parteipolitische B:etätfgung 
des Klägers .dm Betri'eb verbeten: ' 
(BAGE 1, 185. (195, 19·o,'n> ' . ' 

Solange de11 Arbeitgeber über die 
. .Arbeiter verfügen darf (Dir ektior,1s­
befu,gp.is, .A:rbeitsbedingµnge_n, ·Ge­
winnverteilung), lassen sich daraus 
resultier ende Konflikte legal urltei:.­
drücken, nur-weil sie des Kapitalisten 
Seelenfrieden stören, der laut BAG 
zum Betriebsfrie<il.en gehört - eine 
vornehmer e Umsqhreibung des natio­

. nalsozialistisch.en. Führer-Gefolg-
schafts-Prinzips. Was das BAG mit 
liberalen Floskeln veirhüllt, drückte 
der Nationalsozialismus. offen\ aus: 
die reale TJnglekhheit im Betrieb. 

s,~_eik ist ~~l(amp, 
• . r 

" Auch auf anderen Gebieten ver-
schleiert das BAG mit liberalem 
\fokabular seine · faschistiscllen. Ord:.. 
nungsv.e1'ste1lungen. ;c Der bür~rli.cfie 
Geist ausglei..!lhencfer G'ereclitigkeit 

. bekennt sfoh.: Zlllr Gl~ichbere.clitig.ung 
der So:m:alpar.tner, gest-eht den Arbei.t,­
nehmern das' Stx:eikredlt ZUe

0

µnd, um 
einer „saehgerechten VerteiluBg des 
Risikos cfes A11befä;skampfes" willen, 
den Uhternehmern, das. Recht zur 
.Ausspe-m:1,mg . .Aeer es· ist ein.e „staats­
p0Ii~isch.e Notwendig_keit, die es ge­
~ietet; Arb.eitsltämpfe im Interesse 
d:es Gemeinwohls nkht zu erleichtern. 
Das Risiko de!!· Arbeitnehmer, beim 
Streik ihre ArbeitssteITe zu verlieren, 
darf ihnen nicht abgenommen wer­
den. Sfreik ist Kampf. Wer sich zum 
Kampf.' entschließt, muß. auch das 
Risiko des.Kampfes tragen.'' (BAG'E' l!, 
291 [31-1.]) 
Der Str.eik darf nur von. einer Ge­

- werkschaft 1:1nd a.Nein zum Ali>s·chluß 
eine's neuen Tarifvertrages . geführt 

,.'i • :t 

w.euden, er muß „ultima ratio" sein. 
Weudeia nicht nur· höhere Löhne ge­
_fordert, son<il.ern wird· das System von 
üper- , und Unterorroau..ng selbst in 
~inem .politischer!'-Streik ib.. Frage ge­
stellt; so ist- dieser i:echtswiiliig. was 
von C.ad Schmitt 1'933 als- ,,konkretes 
Ordnungsdenkent' for,die Interpreta­
tion, des Rechts formuliert und von 
Larenz später aufgemimmeh wurde, 
findet sich heute· inhaltlich· als 'Lehre 
.von der „sozialel'l, Adäquanz"· wieder 
b~i N.ipperd.ey und der „ganz: hen'... 
scflenden Lehre urfd'Rechtsprechung!'. 
Der Begriff der „Sozialadäquanz," 
dient der Übersetzung gesellsehaf,t ­
lieher Herrschaftsverhältnisse in 
Rechtsverhältnisse. · 
Seit Mitte dieses·· Jahres werden zu­
mindest in Bacfen-Württemberg_ nor­
male tarifliche Streiks krimirralpoli­
zeilfch überwacht; die. Betriebsleitun­
gen sollen Informationen übel!. Hin­
tergDünde und Rädelsführer Iiefer,n 
(s. Metall Nr: 15/68). 

\. 
I \ 

• 
1- - .. ... • ~ .'- f "...! .. , • ;. 

Disziplini~irun·g, :' 
~ ~ ,;,,t:-"'" 

PolizeioTll~n ,,,Schlag ztt., damit sie kusc/,ien" 

Einerseits sind clie Gewerkscha~-ten 
berechtigt, kollektive Streiks zu füh­
ren. Mit ihrer Anerkennung als Mas­
se11organi:satio:a verknüpft aber das 
BAG clie Pfli<ilit,. cliese Massen. zu dfä­
ziplinieren. Spontane ArbeitskämP.fe 
heißen,in sein.erT.erminologie „wi:rde" 
Streiks. Bei Ausbi·u."C:h. eines Strems 
müssen „zu· K'ontrollzwecken"· Instt­

·tutionen eingeschaltet werden, ,,die 
w;egen ihrer Stelhmg. im Arbeitsleben, 
ihrer Bedeutung in wirtschaftlicher 
Hinsicht und. ihrem Wissen auf dem 
Gebiet des Arbeitskampfrechts die 

.Gewähr dafür bieten, daß nur in 
w;irklieJ:i beg;ründeten Fällen gestreikt 
wird' und daß im Falle eines Streil{s 
die im Allgemeininteresse erforder­
lichen Kampfregeln eingehalten wer­
den'". (BAGE 15; 174. [194.]) Zwar sei 
der eimzell!le Arbeitgeber tariffähig, 
nicht ' aber die · Summe der einzelnen 
Arbe:itneli mer. Sie, besitzen, wenn Sie 
nicht in der Gewerkschaft integriert 
sincr,: kein „V.er:11andlungsg~wicht", 
keine ausreichende Möglichkeit, die 
Friedenspflicht zu gewährleisten. 
(S, 1:9:2:f.) 

S.elbst ·wenn Poliz·eiheamte· offensicht-, 

lieh rechtswidrig handeln, hat der 

BiiFger sieh ihnen zu fügen. 

·­... 

,, . 

" 

· Pofueiaussagen · erkennt man daran, 

daß das Geric:ht ihnen glaubt. 

Die Ge\'.'erkschaften haben diesen 
Rahmen, der ·ihnen- von der Recht:­
sprechung zuerkannt wurde, als fre i­
heitlich.-demokr.ati.Ische · Grundord­
nung akzeptiert. Heute möchte gar 
das Mitglied des Bundesvorst andes 
des DGB Walliemar Re1:1ter - und 
da s bezeichnet auch näher d.en. Cha­
rakt.er gewer-kschaft1icher „Not­
s tarrdsopposition" - die · vielfältigen 
Erfahrungen m it den Eührungsprirr­
zipien der Bundeswehr auch in der 
Wirtschaft verwandt wissen (Die 
Welt, 17. 9. 68). 

Ausbe."'1fung, 
Der Bonner J urist Prof. W. F lume, 
rechtfertigte die Forderung, der G.e'­
werRschaften nach Mitbestimmung 
damit, daß die Arbeitnehmer. d'a:s Ge­
fühl' der Gleichberechtigung_' bekom­
men: sollen (Der Be.trieb- 67., 29.4· ff) . 
Die Gew.erl6cliatten streb,en · nicht · 
mehr die reale, sondern, di.e allein 
ideologische Aufhebung, der. Klassen­
gegensätze im, B:ew.ußtsein der Ar..: 
be'itirefuner· an,. zm cfessem Manipula­
tion eine GrÖßdruckerei der Gewerk-

schaften einige hundenttausen·d Bild­
zeitungen herstellt. 
Damit die Arbeiter. nicht zum .,Be-­
wußtsein ihrer objektiven Lage ge­
langen; verbietet es· das Bundesver­
fass.ungsgericht, ~usbeutungsver­
hältnisse als solche-'· zu bezeichnen. 
„Allerdings' lehnt die. freiheit1iclie 
Demokratie es ab, .den wirtschaft­
lichen Tatbestand <mr Lohnarbeit im 
Dienst e privater Unlei:nelim:er al s 
solchen allgemein. als Ausb.e.utung zu 
kennzeichnen. · Sie sieht es ab.el' a rs 
ihre Pilufga,oe an, w i; r k 1 i c·h.e Aus,-. 
beu,tung, nämlich-. Ausnutzuiag, der 
b:.rfreftskraft zu unwikdigE!l'l. Bedin.~ 
gungem. un<!tunzui;eiehe:nden1'Lohn-, zu 
unt'erli>inGlelll." (Bv;eirfGE -5, 85· [206:]) . 
Während. das Bundesverfassungsg_e­
rfclit"Ausbeutung zum elier karitati­
ven Problem macht, verkündet das 
BAG ganz offen : ,,Es· gibt keür all­
gemeines Rechts·prinzi;p; das, die.-An­
lehnung ,m die ,Frücht'e, fl'emder Ar.:. 
beit ohne ,veiteres ausgleiclµ;pfl!ichtig 
macht. Ohne eine gewisse. Freiheit 
'auch in der Ausnutzung der .A:rlJeit 
anderer \ väre ein Fortschritt nicht 
denkbar. Jeder,~der siwiugend.etwas 
erarbeitet, steht sch-Ii:eßlich. irgend­
wie auf den Schulterrr seiner· Vor­
gänger." (Betrie.bsberat_er . 1968, S. 993) 

" 
Klassenkampf! 
Der:. politische Chara-k.ter · des Ar­
beits,rechts ist ev.ident. Deshal!:J sind 
Prozesse über · Betriebskonflikte auch 
leicht zu poTitisiei;en. ' 
1. Du rch Zusammenarbeit von Be­
tri'ebs- Basisgi:.uppen, die das Infor­
mationsmatei..ial ü)Jer.- Betriebskon­
flikt e beschafferu ., sol'lt.en, mit· den 
Just iz-Basisgi:,uppen wird das" Ver­
faliren politisiert undtcfie Öffentlich­
keiü herge stellt (IJami't' können auch 
Kontak te zu Arbeltergruppen in Be­
tri~ben angeknüpft werden, mit de­
nen wir politisch.' noch nicht· koope-
r ieren). · 
2. Fm Betrieb sind dann diese Urteile 
in. ihr er Bedeutung zu diskutieren. 
Dabei ist da1:auf einzugehen, wie _die· 
Gewerkschaften un d ihr „Rechts­
schutzsystem" ?ie Konflikte entpoli-

ARBEITER S€Iif(!J1!,ER ST'UDENTEN 
ZEITUNG-_ - . 

Dis~us-Extr.ablatt „ 
Diese Zeitung versucht, der Mani­
pulation der bürgetlföhen Presse 
entgegenzutreten und zu einem stän~ 
digcn Organ von Arbeitern,. Schülern 
w1d Studenten zu werden. · 
Wir bitten interessierte Gruppen, .uns 
·ihre Bestellungen zuzusenden, damit 
wir sie bef der nächsten Ausgabe 
ansclu.1eiben, können,. 

Anschrift 
DISKlJS, 6. FRANKJl'URT/.M .• 
MERTONSTRASSE 26-28 

t isieren u nd kanalisieren, z. B. da­
durch, daß Kün digungen niclit poli~ 
tisch a ls Ausdruck de11 Verfügungs:.. 
berech.tigung__ des Arbeitgeners über 
den Arbeitnehmer b.egriffen weitden, 
sond'ern nur noch. ais Fragen des 
rech:tsgiilt igen Kündigungszeitpunk'­
tes, der Dauer der Betriebszuge,­
hörig-keit etc: etc. 

3. Ziel dieser Politisierung. von Ge­
rich tsverfähren,muß ihre tendenzieire · 
Vermeidung sein; d. h: duuch poiitiJ:. 
scneri Kamp:f (Stre iks-- u: ä.) ih. den 
Betrieben po11tische,Lösungen herb~ 
zuführen~ als.o .z. B.. bei Eintfässun:gen 
clie Weiterbeschäftigung· zu: erzwin,,. 
gen unt.er voller Dtir.chs:etz.uung- der 
Interessen-- des betreffenden Arb:eiti­
nehmers, den mit s:einer. E-orde:cun:g 
odel!' seinetn.! Beharren· den· offenen 
Konflikt ausgelöst hat. · 
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